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Machbarkeitsstudie Inklusive Wohnanlage Bad 
Segeberg

1. Auftrag und Ausgangslage

Der Verein Lebenshilfe Bad Segeberg e. V. hat die Conplan GmbH mit der 
Erstellung einer Machbarkeitsstudie für eine inklusive Wohnanlage in Bad 
Segeberg beauftragt. Die Studie soll beispielhaft für ein derzeit unbebautes 
Grundstück, das sich im Privateigentum befindet, in der Gorch-Fock-Straße in 
der Südstadt von Bad Segeberg durchgeführt werden. Sie wurde erstellt im 
Zeitraum 1. März 2016 bis 15. Juli 2016.

Das Grundstück ist vom Ortszentrum (Marktbrunnen) fußläufig (über den 
Seminarweg) rd. 1 km entfernt. Um in das Zentrum von Bad Segeberg zu 
kommen, müssen die Bundesstraße 206 und die Bahnlinie gequert werden, per 
Kfz mittels der Unterführung, zu Fuß/Rad zusätzlich über eine Brücke möglich. 
Dennoch ist festzuhalten, dass Bad Segeberg durch die beiden Verkehrswege 
durchtrennt wird und dass die schlechte Anbindung ins Zentrum insbesondere 
bei Dunkelheit oder schlechtem Wetter ein Hemmnis darstellt.

Das Grundstück hat eine Größe von rd. 11.000 qm. Es wird südlich von der 
Gorch-Fock-Straße und nördlich von der Bahntrasse (Verbindung Neumünster – 
Bad Oldesloe, pro Stunde zwei Abfahrten und zwei Ankünfte) begrenzt. Auf der 
Ostseite liegt das Sozialkaufhaus neben dem Grundstück, das Sozialkaufhaus ist 
ebenfalls im Privateigentum des Grundstückseigentümers. Westlich des 
Grundstücks schließt sich ein Gewerbegebiet an (Fitnesscenter, Autohandel).

Das potentielle Baugebiet ist Teil des Städtebauförderprogramms Soziale Stadt.

Ein Bebauungsplan für das Grundstück liegt derzeit nicht vor. Das Planrecht 
könnte über einen Bebauungsplan, den die Stadt Bad Segeberg aufstellt oder 
einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan hergestellt werden.  

Das Grün an der Bahntrasse ist in den letzten Jahren zu einem Baumbestand 
herangewachsen. Genehmigungsrechtlich würden sich daraus voraussichtlich 
keine Schwierigkeiten ergeben, ggf. müssen Ausgleichsmaßnahmen 
durchgeführt werden. Für den notwendigen Lärmschutz in Bezug auf die 
Bahnstrecke und die Bundesstraße werden passive Lärmschutzmaßnahmen 
voraussichtlich ausreichen.

Die Baukörper können dreigeschossig sein, evtl. könnten sogar teilweise vier 
Geschosse geplant werden, wenn gewünscht.
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2. Beteiligte Akteure

Der Grundstückeigentümer wurde zu Beginn der Erstellung der Studie in einem 
Termin über die Zielsetzungen der Studie informiert und ist in den laufenden 
Prozess eingebunden. In einem workshoptermin Ende April 2016 kamen 
verschiedene Akteure aus der Stadt Bad Segeberg zusammen, um sich zu den 
Rahmenbedingungen, Möglichkeiten und den jeweiligen Zielsetzungen einer 
inklusiven Wohnanlage an dem oben beschriebenen Standort auszutauschen.

Die Teilnehmenden des workshops waren:

• Antje Langethal, Bauamt der Stadt Bad Segeberg
• Katherine Wegner, Quartiersmanagement Südstadt
• Jana Schmidt, Gebrüder Schmidt Architekten
• Sylvia Johannsen, Lebenshilfe gGmbH Bad Segeberg und Umgebung
• Dr. Wolfgang Arnhold, Projektkoordinator Netzwerk Inklusion
• Michael Fojcik, Offene Hilfen der Lebenshilfe gGmbH Bad Segeberg und 

Umgebung
• Astrid Oltmanns, Eingliederungshilfe Kreis Bad Segeberg

Die geäußerten Zielsetzungen lassen sich wie folgt zusammenfassen:

1. Der Wohnungsneubau soll die Bedarfe der Bewohnerschaft in der 
Südtstadt berücksichtigen. Es besteht Bedarf an bezahlbarem Wohnraum 
(sozialer Wohnungsbau), die Anlage soll barrierearm sein, also im 
wesentlichen rollstuhlgerecht. Im Stadtteil wohnen viele Ältere (Ein- oder 
Zweipersonenhaushalte) mit einem Bedarf an Wohnungen zwischen 50 
und ca. 70 qm großen Wohnungen.

2. Neben der Nachfrage nach rollstuhlgerechten Wohnungen soll geprüft 
werden, ob es für Menschen mit speziellen Erkrankungen oder Handicaps 
Wohnbedarfe gibt. Hieraus können sich Planungen für 
selbstverantwortlich geführte Wohn- oder Hausgemeinschaften ergeben 
oder auch Besondere Wohn-, Pflege- und Betreuungsformen, die durch 
ambulante Träger betreut werden.

3. Es soll vermieden werden, dass das Wohnprojekt in erster Linie als Ort 
für Menschen mit Handicap wahrgenommen wird. Der Standort soll das 
gleichberechtigte Zusammenleben von Menschen mit und ohne 
Behinderung ermöglichen.
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4. In der Wohnanlage sollen sich Angebote wiederfinden, die auch für den 
Rest des Stadtteils und eventuell auch für Bad Segeberg insgesamt 
interessant sind. Dadurch ist definiert, dass in dem Projekt auch Flächen 
für das Thema 'Nichtwohnen' entstehen, beispielhaft wurden folgende 
Angebote benannt: 

• Mittagstisch/Cafe 
• Räumlichkeiten für 

Veranstaltungen/Aufführungen/Fortbildungen/Kurse/Feierlichkeiten
• Angebote für Pflege im Alter
• Angebote 'Männergesundheit'
• Pflege vom Menschen mit Migrationshintergrund

Die Kombination der beiden Themen 'Wohnen und Arbeiten' wird als wichtig 
empfunden. Es sollen kleinteilige Gewerbeflächen für nicht störende Tätigkeiten 
(Dienstleistungen verschiedener Art) mitgedacht werden. Eine spezielle 
Ausrichtung auf das Thema 'Beschäftigung für Flüchtlinge' ist nicht angestrebt.

Eine Konkurrenz zu anderen Akteuren im Stadtteil soll vermieden werden, neue 
Angebote sollen als Ergänzung zu Bestehendem entwickelt werden. Die 
Wohnanlage könnte in Teilen Funktionen eines Stadtteilzentrum wahrnehmen, 
daraus folgt eine klar definierte öffentliche Zugänglichkeit der Flächen, die sich 
auch an Besucherinnen und Besucher richten.

Insgesamt wird eine Bebauung des Grundstücks unter der Berücksichtigung der 
genannten inhaltlichen Aspekte als sehr positiv für die Entwicklung des 
Stadtteils gesehen.

Die Stadt Bad Segeberg könnte sich vorstellen, den Anfang der Gorch – Fock – 
Straße baulich so umzugestalten, dass die Straßensituation für eine dahinter 
liegende Wohnnutzung aufgewertet werden würde.

Die Inanspruchnahme von Städtebaufördermitteln und Mitteln über das ESF-
Bundesprogramm 'Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier – BIWAQ' als 
Partnerprogramm soll weitergehender besprochen werden, wenn sich die ersten 
Akteure verbindlich zu der Entwicklung des Grundstücks zusammengefunden 
haben.
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3. Städtebauliches Konzept

Eine erste planerische Untersuchung des Grundstücks führte zu der Überlegung, 
drei bis max. vier Gebäude mit zwei Geschossen plus Staffelgeschoss sowie ein 
Gemeinschaftsgebäude und ein Haustechnikgebäude (inkl. 
Nahwärmeversorgung) zu errichten. Der ruhende Verkehr ist oberirdisch an der 
Grundstückserschließung am Grundstücksrand untergebracht, es sind 
überdachte und freie Stellplätze denkbar.
Es würden etwa 1.900 bis max. 2.500 qm Wohn/-Nutzfläche (mit nicht 
störendem Gewerbe im Erdgeschoss eines Wohngebäudes) entstehen, hinzu 
käme eine gewerbliche Fläche, die u.a. für eine gastronomische Versorgung 
geeignet ist. Die Wohn-/Nutzfläche bietet Platz für 20 bis 35 Wohnungen zzgl. 
gewerbliche Flächen (300 bis 500 qm). Dieser Planungsgrundgedanke wurde 
vom  Büro Gebr. Schmidt freischaffende Architekten GmbH in einem Lageplan 
als Skizze dargestellt und ist auch Grundlage für die 
Wirtschaftlichkeitsberechnung (siehe Anlage 1).

4. Inhaltliches Konzept

Was ist Inklusion? Inklusion meint die volle und gleichberechtigte Teilhabe aller 
Menschen am Leben in der Gesellschaft. Inklusion betont die Vielfalt – kulturell 
und individuell. Inklusion bedeutet aber auch, Teilhabe und Zugänglichkeit zu 
ermöglichen, zu allen gesellschaftlichen Bereichen (siehe Eckpunkte des 
Deutschen Vereins für öffentliche und private Vorsorge e. V.  2011 und 2012).
Das Grundstück bietet die Möglichkeit, ein Projekt zu planen, in dem Menschen 
mit und ohne Behinderung wohnen und arbeiten und sich gemeinsam ein 
lebendiges Wohnumfeld gestalten und damit auch in das Quartier hinein wirken.

Nachhaltigkeitsaspekte
Die Heizwärme- und Warmwasserversorgung kann z. B. sinnvoll über ein 
Nahwärmenetz mit einer Pelletheizung umgesetzt werden. Es sollte großzügige 
Fahrradabstellräume und mehrere Ladestationen für Elektro-Bikes geben. Eine 
eigene Photoltaikanlage kann Strom für den Eigenverbrauch (z. B. Aufzüge, 
Beleuchtung der Gemeinschaftsflächen) erzeugen.

Außenanlagen
Die Gestaltung der Außenanlagen muss so erfolgen, dass die Zugänglichkeit für 
alle barrierefrei gewährleistet  ist. Es muss Treffpunkte im Außenbereich geben 
(Sitzbänke, Sitzmöglichkeiten, evtl. eine Boule-Bahn o.ä.). Die Gestaltung soll 
nach ökologischen Gesichtspunkten und mit möglichst wenig versiegelter Fläche 
erfolgen.
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Durchmischung der Bewohnerschaft und Vielfalt
Die Entwicklung der Wohnanlage muss unter Beteiligung der späteren 
Bewohnerschaft erfolgen. Für die Beteiligung wird eine Konzeptidee für die 
Nutzungsmischung und Flächenaufteilung im Projekt als Startpunkt benötigt. 
Auf der Grundlage der Umsetzung des Projekts nach dem Prinzip des Bauens in 
einer Baugemeinschaft ist dann aufbauend auf den vorab entwickelten 
Projekteckdaten diese Beteiligungsmöglichkeit gegeben.

Im Projekt soll es eine Mischung von unterschiedlichen Haushaltsgrößen geben 
(Singles, Paare, kleine und große Familien). Für die unterschiedlichen 
Haushaltsgrößen wird es verschiedene Wohnungsgrößen mit Größen zwischen 
ca. 50 qm bis ca. 120 qm geben. Wichtig ist nicht nur die Wohnungsgröße, 
sondern auch die Anzahl der Zimmer in den Wohnungen; für Familien müssen 
größere Wohnungen mit 4 bis 6 Zimmern vorgesehen werden.
Es soll eine soziale Mischung erreicht werden, indem in dem Projekt eine 
Mischung aus Eigentumswohnungen,  Mietwohnungen im geförderten 
Wohnungsbau und frei finanzierten Mietwohnungen zusammengebunden wird.
Die Grundrissplanung der Wohnungen muss dabei mindestens die 
Anforderungen der Landesbauordnung (§52 LBO) bzgl. der Barrierefreiheit 
berücksichtigen. Die Anforderungsstufe kann erhöht werden um den Zusatz ‚R‘ 
für rollstuhlgerecht  im Sinn der DIN 18040. Im wesentlichen geht es dabei um 
die Bewegungsflächen für die Rollstühle, die Berücksichtigung zusätzlicher 
Bewegungsflächen muss mit der Bewilligungsstelle abgestimmt werden.

Eine weitere Steigerung der Anforderungsstufe schließt dann die zusätzlichen 
zielgruppenspezifischen Sondermerkmale im Sinne der DIN 18040 ein (taktil, 
visuell, akustisch). Diese Maßnahmen betreffen sowohl die Wohnung selbst als 
auch die Erschließung im Gebäude und auf dem Grundstück.
Die Wohnungsgrundrisse werden im Planungsprozess frühzeitig an die 
Anforderungen der Zielgruppen und an die ggf. höheren Anforderungen der 
Fördermittelgeber angepasst. Mehrkosten, die durch die Anforderungen 
entstehen, werden auf ihre Angemessenheit durch die Bewilligungsstelle 
geprüft und können zur Verpflichtung, an bestimmte Zielgruppen zu vermieten, 
führen (siehe Anlage 2.1).
Im Projekt kann es Wohnungen geben, die ausschließlich für ganz bestimmte 
Zielgruppen vorgesehen sind. Denkbar sind Wohnungen, die von 
Wohngemeinschaften aus jungen Erwachsenen mit Behinderung gemietet 
werden oder Wohnungen für Wohngruppen mit Betreuungsbedarf. Dabei ist 
zum einen wichtig, dass die Vermieter und Nutzergruppen im Planungsprozess 
in das Projekt integriert werden, zum anderen ist eine verbindliche Zusage für 
eine langfristige Nutzung notwendig, damit die  Wohnungen, die auf bestimmte 
Zielgruppen zugeschnitten und damit ggf. von der Standardförderung 
abweichen, tragfähig plan- und baubar sind. Wenn mit der Vermietung der 
Wohnungen an definierte Zielgruppen zusätzliche Betreuungsleistungen 
verbunden sind, müssen die Nutzungskonzepte und die Finanzierungskonzepte 
für die zusätzlichen Leistungen den Fördermittelgebern vorgelegt werden.
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Die Abweichungen von der Standardförderung werden in der Förderkulisse als 
verschiedene Ausprägungen des PluSWohnens beschrieben (siehe Anlange 2.2). 
Wohnungen, die erhöhte Standards einhalten und für bestimmte Nutzergruppen 
vorgesehen sind und sich auch als solche bei der Beantragung der 
Förderdarlehen ausweisen, können dann auch nur an diese Nutzergruppen 
vermietet werden.

Nachbarschaftliches Leben und Gemeinschaft
Das nachbarschaftliche Leben im Projekt kann über einen Nachbarschaftsverein, 
der z.B. Sommerfeste, Flohmärkte, Adventsmärkte oder ähnliches organisiert, 
nachhaltig verankert werden. Eine Mitgliedschaft in dem Verein sollte für alle 
Bewohnerinnen und Bewohner obligatorisch sein. Denkbar ist auch, in die 
umlagefähigen Betriebskosten von Anfang an einen kleinen Betrag (z.B. 5 bis 
10 Cent pro qm und Monat) einzupreisen. Diese Vorgehensweise muss im 
geförderten Wohnungsbau mit den Fördermittelgebern abgestimmt werden. 
Das so gewonnene Budget von rd. 2.000 Euro p.a. bildet dann die Grundlage 
für die oben skizzierten gemeinschaftlichen Aktivitäten. Für den Aufbau einer 
Struktur für die gemeinschaftsorientierten Aufgaben können evtl. Zuschüsse 
eingeworben werden (siehe Stiftungen und Projektförderung). 

In vielen gemeinschaftlich orientierten Projekten gibt es eine 
Gemeinschaftswohnung, die von Verwandten und Freunden der Bewohnerschaft 
oder auch von externen Projektinteressierten genutzt werden kann. Für die 
Abdeckung der laufenden Kosten wird in der Regel ein geringes 
Nutzungsentgelt erhoben.

Für den Projektcharakter ist es förderlich, wenn es die Möglichkeit gibt, einen 
Gemeinschaftsraum zu nutzen. Für die Wohnanlage Gorch-Fock-Straße wurde 
angedacht, einen Teil der Gewerbefläche so zu planen, dass er auch als 
Gemeinschaftsraum nutzbar ist.
Im Rahmen der sozialen Wohnraumförderung kann ab 20 Wohnungen ein 
Gemeinschaftsraum mit einer Größe von  anteilig rd. 2 qm pro Wohnung, z. B. 
bei 20 Wohnungen also rd. 40 qm, unter der Voraussetzung, dass dieser 
Gemeinschaftsraum zu Wohnraum umgenutzt werden kann, mit dem 
Förderdarlehen der sozialen Wohnraumförderung gefördert werden.
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5. Aspekte Bad Segeberg

Bad Segeberg, gelegen im Planungsraum Schleswig-Holstein Süd, bildet 
gemeinsam mit Wahlstedt ein Mittelzentrum, d.h., es wird im Nahbereich für rd. 
45.000 Menschen (siehe Raumordnungsbericht 2014 der Landesregierung) die 
Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des gehobenen Bedarfs 
sichergestellt. Die Kreisstadt Bad Segeberg hat aktuell rd. 17.000 Einwohner. 
Die Stadt ist Luftkurort und Mineralheilbad. Bad Segeberg kann im 
Verdichtungsraum Hamburg zunehmend als Entwicklungs- und 
Entlastungsstandort für Handel und Dienstleistungsangebote und als 
Wohnstandort  gesehen werden. Für Menschen aus dem ländlichen Umland ist 
Bad Segeberg wegen seiner Infrastruktur (Einkaufsmöglichkeiten, Ärzte, 
Apotheken) als Wohnstandort im Alter interessant. Für Familien bietet die Stadt 
ein vielfältiges Angebot an Schulen inkl. Gymnasium bzw. Oberstufe.
Bad Segeberg ist eine Einpendlerstadt, die größten Arbeitgeber sind die Kliniken 
(inklusive Vitalia-Hotel) und die Fa. Möbel Kraft.
Die Stadt ist in sechs räumliche Teilbereiche untergliedert, der Bereich IV ist die 
Südstadt, in der das potentielle Baugrundstück liegt. Bad Segeberg bietet durch 
seine Lage, seine verkehrliche Anbindung und durch seine Infrastruktur gute 
Grundlagen dafür, als Wohnstandort für Menschen aus der Region, aber auch 
für Menschen, die sich ganz neu nach Schleswig-Holstein orientieren, 
interessant zu sein.

6. Aspekte Südstadt

In der Südstadt gibt es eine Mischung von verschiedenen Bauformen aus 
Einfamilienhäusern, Reihenhäusern und mehrgeschossigen Wohnblocks.
Es gibt ein Berufsbildungszentrum und mehrere Schulen (zwei Grundschulen, 
zwei Förderschulen und eine Gemeinschaftsschule mit einer Oberstufe im 
Entstehen). Es gibt eine  Kindertagesstätte und ein Familienzentrum mit 
vielfältigen Angeboten (Beratung, Kurse, Veranstaltungen). Im Stadtteil gibt es 
ein Altenheim mit ca. 85 Bewohnerinnen und Bewohnern.
In der Südstadt leben im Durchschnitt mehr Ältere in kleineren Wohnungen als 
im übrigen Stadtgebiet. Für diese Bewohnergruppe sind barrierefrei erreichbare 
preiswerte Wohnungen zur Miete mit geringen laufenden Kosten für Heizung 
und Warmwasser interessant.
Für die Zielgruppe 'Familien' werden Mehrraumwohnungen benötigt, 
überschaubare Betriebskosten für Heizung und Warmwasser sind ebenfalls ein 
wichtiger Aspekt, um die monatliche Kostenbelastung durch das Wohnen zu 
begrenzen.
Die Bewohnerschaft der Südstadt lebt zum Teil seit Jahrzehnten in dem Quartier 
und fühlt sich dort sehr wohl. Es gibt aber auch Negativmeldungen aus dem 
Stadtteil. Ein nachbarschaftlich ausgerichteter Wohnzusammenhang kann auch 
in den Stadtteil ausstrahlen und positive Akzente setzen.
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An dieser Stelle wird verwiesen auf die Masterarbeit von Caroline Appel ‚Soziale 
Inklusion im öffentlichen Raum: Der Quartiersplatz Bad Segeberg-Südstadt‘, 
März 2016, HafenCity Universität Hamburg) beigefügt. In dieser Masterarbeit 
sind die notwendigen Rahmenbedingungen für die Planung öffentlicher Räume 
für gelebte Inklusion sehr gut dargestellt.

7. Rechtsform

Die Rechtsformwahl hängt zusammen mit dem Thema Finanzierung und mit der 
Ausgestaltung der konkreten Umsetzung, also vor allem mit der Klärung, wer 
die investierenden Akteure sind.

Grundsätzliches:
Die Entwicklung des Grundstücks durch einen Rechtsträger erleichtert die 
Herstellung des Planrechtes und des Baurechtes. Die Planung wird für das 
Gebäudeensemble erstellt und baurechtlich geprüft. Die Gestaltungsideen 
werden durchgängig für das Grundstück entwickelt. Gemeinschaftliche Fragen 
(Erschließung, Wasser/Abwasser, Medien, Wärmeversorgung, Stellplätze u.ä.) 
werden für das gesamte Projekt bearbeitet und gelöst.

Aus dem inhaltlichen Konzept ergibt sich ein Bedarf an einer Mischung aus 
Wohnungen im Eigentum und Mietwohnungen. Für den Themenschwerpunkt 
'Arbeit' entstehen gewerbliche Flächen in Selbstnutzung und/oder evtl. in 
Vermietung.

Die gewählte Rechtsform muss für Finanzierungsinstitute transparent sein, um 
die notwendigen Darlehen einwerben zu können.

Die Wohnungseigentümergemeinschaft (WEG)

Die Wohnungseigentümergemeinschaft stellt sicher, dass auf einem 
gemeinschaftlichen Grundstück agiert wird. Die 
Wohnungseigentümergemeinschaft kann sich aus Privatpersonen und/oder 
juristischen Personen zusammensetzen (Verein, GmbH, Genossenschaft). Für 
die Umsetzung einer inklusiven Wohnanlage bietet die Rechtsform der WEG 
damit sich neu gründenden oder bereits bestehenden Trägern von besonderen 
Wohnformen eine Beteiligungsmöglichkeit.
Eine Wohnungseigentümergemeinschaft kann selbstgenutzte Wohnungen im 
Eigentum, dauerhaft oder befristet vermietete ungeförderte 
Eigentumswohnungen, Sozialwohnungen und gewerbliche Einheiten umfassen. 
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Die WEG kann u.a Gemeinschaftseigentum an Gemeinschaftseinrichtungen/- 
und flächen halten. In der Teilungsvereinbarung mit Gemeinschaftsordnung 
werden die Eigentumsverhältnisse definiert. Das Wohnungseigentumsgesetz 
bietet einen festen Rahmen. Die Verwaltungsaufgaben (kaufmännische und 
technische Betreuung der Immobilie, Organisation der 
Wohnungseigentümerversammlungen, Aufstellen der Wirtschaftspläne) werden 
in den meisten Fällen durch eine extern bestellte Hausverwaltung abgearbeitet. 
Die Hausverwaltung wird oft unterstützt durch einen Verwaltungsbeirat aus 
Mitgliedern der WEG. Es gibt keine Buchführungs- und 
Bilanzierungsverpflichtungen.
Die Bildung von Grundbüchern für die einzelnen abgeschlossenen Einheiten 
stellt für die Finanzierungsinstitute eine gute Grundlage für die Beleihung dar. 
In einer Wohnungseigentümergemeinschaft finanziert jedes Mitglied der WEG 
seine Miteigentumsanteile (das eigene Sondereigentum plus einen Anteil am 
Gemeinschaftseigentum). Für die Festlegung der Miteigentumsanteile muss ein 
Prozedere definiert werden. Die Miteigentumsanteile werden in den meisten 
Wohnungseigentümergemeinschaften auf der Grundlage des Flächenanteils des 
jeweiligen Sondereigentums an den Wohn-/Nutzflächen gesamt im 
Sondereigentum berechnet.
In der Teilungserklärung gibt es an mehreren Stellen die Möglichkeit, den 
gemeinschaftlichen Projektcharakter abzusichern. Die gemeinschaftlichen 
Aspekte des Projekts können in einer Präambel der Teilungserklärung 
abgebildet werden. In der Teilungserklärung kann vereinbart werden, dass die 
Versammlung der Wohnungseigentümer/innen bei der Neuvermietung von 
Wohnraum ein (begrenztes) Mitbestimmungsrecht hat.  Die Teilungserklärung 
kann die Vereinbarung enthalten, dass eine Wohneinheit oder auch eine 
Teileigentumseinheit (gewerbliche Einheit) bei einem Verkauf im ersten Schritt 
der WEG angeboten werden muss (Vorkaufsrecht).
In der Rechtsform der Wohnungseigentümergemeinschaft können 
gemeinnützige Träger, ggf. eine neu gegründete junge Genossenschaft, 
Gewerbetreibende und Privatpersonen zusammengebunden werden. 
Die WEG ist eine geeignete Rechtsform für den Projektgedanken der 
inklusiven Wohnanlage.

 
Die eingetragene Genossenschaft (eG)

Die im Genossenschaftsregister eingetragene Genossenschaft kann, wie oben 
beschrieben, als Teil einer Wohnungseigentümergemeinschaft, auftreten und 
ungeförderte und geförderte Wohnungen zur Miete schaffen. Für die 
Herstellung und Vermietung gewerblicher Flächen ist die Rechtsform der 
Genossenschaft in der Kombination mit der Vermietung von Wohnraum nicht 
geeignet. Für die Vermietung von Wohnraum ist die Genossenschaft 
steuerbefreit, für die Vermietung von gewerblichen Flächen (mit der Ausnahme 
von kostendeckenden Nutzungsentgelten für Gemeinschaftsflächen) fallen 
Umsatz- und Ertragssteuern in voller Höhe an.
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In der Genossenschaft hat jede Genossin/jeder Genosse unabhängig von der 
Anzahl der gezahlten Genossenschaftsanteile das gleiche Stimmrecht. Für die 
Schaffung der Mietwohnflächen können Bestandsgenossenschaften als Teil der 
Wohnungseigentümergemeinschaft in Frage kommen.

Für einen Wohnungsbestand von ca. 20 Wohnungen kann auch die Begründung 
einer neuen Genossenschaft in Frage kommen. Dabei müssen alle strukturellen 
und organisatorischen Themen  aus der laufenden Selbstverwaltung 
(Postenbesetzung Vorstand und Aufsichtsrat, laufende Buchhaltung und 
Abschlüsse, Vorbereitung der regelmäßigen Prüfungen durch den 
genossenschaftlichen Prüfverband, Betriebskostenabrechnungen, Betreuung der 
Mietverhältnisse inklusive Neuvermietung, …) bedacht und personell besetzt 
werden. 

Der eingetragene Verein (eV)

Der Verein erhält seine Rechtsfähigkeit durch die Eintragung ins Vereinsregister, 
sein Zweck darf nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ausgerichtet 
sein. Vereine, die ausdrücklich wirtschaftlich aktiv sein wollen, sogenannte 
wirtschaftliche Vereine, bekommen ihre Rechtsfähigkeit durch staatliche 
Verleihung und sind sehr selten. Ein eingetragener und damit ideeller Verein 
kann bei einer Ausrichtung seines Zwecks auf bestimmte Ziele die 
Gemeinnützigkeit erlangen. Er ist dann steuerbefreit (im Geschäftsbetrieb in 
Bezug auf die Umsatzsteuer mit einem ermäßigten Steuersatz belegt) und kann 
steuerbegünstigte Spenden empfangen. In vielen Fällen erleichtert eine 
gemeinnützige Trägerschaft die Beantragung von Zuschüssen. Eine rein 
wohnwirtschaftliche Ausrichtung ist kein gemeinnütziger Zweck im oben 
beschriebenen Sinn.

Die Umsetzung eines Neubauvorhabens würde einem Verein ein wirtschaftliches 
Gepräge geben, so dass er auch als ideeller Verein  als Rechtsform für das 
Bauvorhaben nicht in Frage kommt.

Eine Vereinsbegründung kann aber, ergänzend oder begleitend, die Grundlage 
für die Organisation von nachbarschaftlichen Aktivitäten und des 
gemeinschaftlichen Lebens in dem Projekt dienen. Ein Verein mit einer solchen 
Zielsetzung kann sich um die Einwerbung von Zuschüssen für Personalkosten 
und Sachkosten kümmern (nicht investive Zuschüsse).

Ein Verein kann auch das 'Gegenüber' für eine Bestandsgenossenschaft oder 
einen Bauträger/Investor bilden, nämlich dann, wenn sich ein solcher Vermieter 
sich per Kooperationsvertrag an eine selbstorganisierte Gruppe von 
Mietwohnungsinteressierten bindet und in Abstimmung mit der Gruppe 
Wohnungen baut und bewirtschaftet.
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Die Kommanditgesellschaft (KG)

Eine Kommanditgesellschaft besteht immer aus einem Komplementär, der die 
Geschäftsführungsaufgaben übernimmt, und den Kommanditisten (den 
Gesellschafter/innen). Der Komplementär ist aus Gründen der 
Haftungsbeschränkung meistens keine natürliche Person, sondern eine 
juristische Person, und aus der Gruppe der juristischen Personen meistens eine 
GmbH.
Eine Kommanditgesellschaft wird überwiegend als ein wirtschaftlich 
auftretendes Unternehmen wahrgenommen, das durch die Beteiligung am 
Kommanditkapital eine Gewinnausschüttung für die Kommanditisten in Aussicht 
stellt (Anlegermodell). Bei der Umsetzung des Bauvorhabens in der Rechtsform 
der KG wären die Einheiten (Wohnung oder gewerbliche Fläche) die 
Gesellschaftsanteile. Selbstgenutzte Flächen und Flächen, die durch Investoren 
finanziert sind, sind möglich. Die Kommanditgesellschaft ist 
bilanzierungspflichtig und muss Steuererklärungen (Umsatz- und 
Ertragssteuern) abgeben.  Diese Aufgaben müssen professionell neben den 
übrigen Aufgaben, die mit dem Management einer Immobilie 
zusammenhängen, abgearbeitet werden. Für die Einwerbung von 
Förderdarlehen und Zuschüssen ist die Kommanditgesellschaft nicht geeignet, 
da jeder Fördermittelgeber im ersten Schritt klären müsste, ob der jeweilige 
Anteil am Kommanditkapital förderrechtlich so einzuwerten ist wie eine nach 
dem Wohnungseigentumsgesetz abgeschlossene Einheit.

8. Finanzierung (investiv)

Nachfolgend wird zunächst ausschließlich die Finanzierung der Umsetzung des 
Bauvorhabens betrachtet. Für die Finanzierung von laufender Projektarbeit in 
der Wohnanlage wird zum einen verwiesen auf den Absatz 
Rechtsformen/Verein, zum anderen auf die Ausführungen unter dem Punkt 
'Stiftungen' und Projektförderung. Grundsätzlich ist es wichtig, dass sich 
nachbarschaftliche Aktivitäten auch ganz unabhängig von Fördermitteln in 
Eigenregie der Bewohnerschaft entwickeln.

Die Verwaltung der Gemeinschaftseinrichtung/-fläche (Belegung, ggf. Erhebung 
von Nutzungsentgelten, Pflege und Reinigung usw.) muss verbindlich definiert 
und geregelt sein. Diese Aufgaben kann auch aus der Rechtsform der 
Wohnanlage heraus organisiert werden (WEG) oder aber von einzelnen 
Eigentumsparteien wahrgenommen werden.
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Eigenkapital
Für den Aufbau einer Finanzierung der Mietwohnungen und der gewerblichen 
Flächen ist die Einbringung von Eigenkapital erforderlich. Für die frei 
finanzierten Mietwohnungen und die Eigentumswohnungen wird das 
Eigenkapital durch den Investor/Vermieter bzw. den jeweiligen Eigentümer 
beigebracht. In einer neu gegründeten Genossenschaft bringen die
 Genossinnen und Genossen das Eigenkapital durch das Zeichnen und Einzahlen 
von Genossenschaftsanteilen auf. Eine neu gegründete Genossenschaft kann 
nicht auf bereits angespartes Eigenkapital zurückgreifen. Die  einzuzahlenden 
Genossenschaftsanteile betragen mindestens 15% der gesamten 
Gestehungskosten der jeweiligen Wohnung, also bereits für Wohnungen für 
Einpersonenhaushalte rd. 20.000 Euro. Die Genossenschaftsanteile können über 
ein Darlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau finanziert werden 
(Programmbaustein 134 der KfW).

Beispielhaft sei hier eine Kapitaldienstbelastung für eine Einpersonenwohnung 
mit 20 T€ Genossenschaftsanteilen genannt: Bei einer Zinsbindung über 10 
Jahre und einer Laufzeit von 20 Jahren muss mit einer monatlichen Belastung 
aus der Annuität von 90 bis 95 Euro gerechnet werden, die dann noch zur 
Mietbelastung dazu käme.

Zuschüsse

Aktion Mensch - Förderung von freien gemeinnützigen Organisationen, die 
Menschen mit Behinderung, Menschen in besonderen sozialen Schwierigkeiten 
und Kinder und Jugendliche bis 27 Jahre unterstützen (siehe Anlage 3)

➢ Investitionsförderung für Wohnangebote mit bis zu 8 Plätzen, davon vier 
Rollstuhlfahrer

Zuschuss über 200.000 Euro, max. 300.000 Euro
Investitionsförderung für Wohnangebote von 9 bis max. 24 Plätzen  
Zuschuss max. 110.000 Euro

➢ Arbeit 

Investitionsförderung für Dienste und Einrichtungen (konzeptabhängig bis zu 
300.000 Euro)
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Stiftungen

Wohnhilfe / Simone Gördes
PF 20 04 65
53134 Bonn
Förderung von sozialen Projekten gemeinnütziger Träger bundesweit
Referenzprojekte und Antragsformular siehe Anlage 4.1

IKEA Stiftung
Am Wandersmann 2 bis 4
65719 Hofheim am Taunus
Schwerpunkt: Verbesserung der Wohnsituation von Kindern und Jugendlichen
Das Antragsformular ist als Anlage 4.2 beigefügt.

Stiftung TRIAS
Martin-Luther-Straße 1
45525 Hattingen
Projektförderung bis max. 5.000 Euro an gemeinnützige Organisationen

Elsa-Krauschitz-Stiftung
AltkrautheimerStraße 20
74238 Krautheim
kleinere bauliche Maßnahmen zur Erlangung von Barrierefreiheit

Margarethe von Witzleben Gemeinschaftsstiftung
Bundesgeschäftsstelle des Deutschen Schwerhörigenbundes e. V.
Sophie Charlottenstrasse 23 a/Breite Straße 23, 13187 Berlin
14059 Berlin
Förderung von Initiativen, Einrichtungen und Projekten, die auf das Wohl 
schwerhöriger und ertaubter Menschen gerichtet sind.

Schwäbisch-Hall-Stiftung bauen – wohnen – leben
Carlsheimer Straße 52
74523 Schwäbisch Hall
Das Antragsformular ist als Anlage 4.3 beigefügt.
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Zinsverbilligte Darlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau

➢ KfW Energie_Effizienzhaus  (Stand Juli 2016)
Der Jahresprimärenergiebedarf darf nicht höher sein als 55% eines 
vergleichbaren Referenzgebäudes nach EneV. Der Darlehensbetrag pro 
Wohneinheit beträgt max. 100.000 Euro, die Zinsbindung beträgt 10 oder 20 
Jahre, bei der Laufzeit kann zwischen 10/20/30 Jahren gewählt werden; bis zu 
4 tilgungsfreie Anfangsjahre sind möglich; der Zinssatz beträgt je nach 
gewählter Variante 0,75 % p.a./1,3 % p.a./1,5% p.a. nominal.

Bei Nachweis des eingehaltenen Energiestandards nach Abschluss der 
Baumaßnahme gewährt die KfW einen Tilgungszuschuss.

➢ KfW-Erneuerbare Energien (Stand Juli 2016)
Im Programmbaustein Erneuerbare Energien – Standard werden 
Photovoltaikanlagen mit zinsgünstigen Krediten unterstützt, allerdings muss 
dann der erzeugte Strom auch zumindest teilweise eingespeist werden.
Im Programmbaustein Standard Premium werden Solarkollektoranlagen 
gefördert (ab 40 qm), die die Warmwasserbereitung unterstützen und zusätzlich 
oder alternativ die Raumbeheizung. Auch für Anlagen der Kraft-Wärme-
Kopplung (KWK) gibt eine Förderung.

Die Prüfung der Förderungsmöglichkeiten für Erneuerbare Energien muss in die 
detaillierte Entwicklung des hochbaulichen Konzepts eingearbeitet werden.

An dieser Stelle wird auf die Fördermöglichkeiten durch die BAFA  
(Bundesanstalt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle) hingewiesen, die anhand  
des konkreten Heizwärmeversorgungskonzeptes abgeprüft werden müssen.

➢ KfW-Wohneigentumsprogramm Erwerb von Genossenschaftsanteilen 
(134) (Stand Juli 2016)

Antragstellung durch natürliche Personen, die Genossenschaftsanteile zeichnen 
um Mitglied einer Wohnungsgenossenschaft zu werden (selbstgenutzte 
Genossenschaftswohnung); Sondertilgung innerhalb der ersten Zinsbindung 
ohne Vorfälligkeitsentschädigung; die Zinsbindung kann 5 oder 10 Jahre, die 
Laufzeiten 20 oder 35 Jahre betragen, tilgungsfreie Anlaufzeiten sind möglich, 
der Zinssatz liegt je nach gewählter Variante bei 0,8 % p.a. oder 1,3 % p.a. 
nominal.
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Soziale Wohnraumförderung (aktuelle Förderrichtlinie gültig bis 31.12.2018)

Die Förderungsmöglichkeiten der sozialen Wohnraumförderung wurden mit der 
Investitionsbank Schleswig-Holstein und der Arbeitsgemeinschaft für 
zeitgemäßes Bauen e.V. durchgesprochen. Grundsätzlich muss anhand der 
konkreten Kostensituation vor der Inanspruchnahme des Förderdarlehens 
geklärt werden, ob die Kosten angemessen sind und ob durch die Anerkennung 
von erhöhten Kosten aufgrund eines erhöhten Standards 
zielgruppengebundene Vermietungsverpflichtungen entstehen.

In der sozialen Wohnraumförderung des Landes werden Wohnungen mit 
zinsverbilligten Darlehen gefördert, die Wohnungen müssen für eine vorab 
festgelegte Zweckbindungsdauer von 20 oder 35 Jahren an Menschen mit 
Wohnberechtigungsschein vermietet werden.
Der Zinssatz ist anfänglich 0% p.a., hinzu kommt eine Verwaltungsgebühr von 
0,5% p.a.. Bei einer Zweckbindung von 20 Jahren steigt der Zinssatz ab dem 
11. Jahr alle 5 Jahre um 0,25 Prozentpunkte, ab dem 21. Jahr ist der Zinssatz 
dann fest 2,5% p.a. zzgl. Verwaltungsgebühr.

Bei einer Zweckbindung von 35 Jahren steigt der Zinssatz ab dem 21. Jahr um 
0,25 Prozentpunkte, ab dem 36. Jahr ist der Zinssatz dann wie oben fest 2,5% 
p.a. zzgl. Verwaltungsgebühr.

Die Mieten dürfen nach Ablauf von 4 Jahren ab Bezugsfertigkeit angehoben 
werden, die Mieterhöhungen dürfen 6% innerhalb von drei Jahren nicht 
überschreiten. Das derzeit gültige Bewilligungsmietniveau für Bad Segeberg 
beträgt 5,65 Euro netto kalt pro qm und Monat.

➔ Spezielle Förderung von Wohnformen für Menschen mit Handicap im 
Rahmen der sozialen Wohnraumförderung (PluSWohnen)

Die Bezeichnung 'PluSWohnen' umfasst drei Gruppen:
Wohnen im Alter/Betreutes Wohnen nach §9 SbSTG, 4
Wohnen mit Betreuungsbedarf/Betreutes Wohnen §9 SbStG,4
Wohngruppe/Wohngemeinschaft nach §8 und §20 SbSTG mit Konzept

Die Prüfung der Förderung von Wohnungen mit Eigenschaften des 
PluSWohnens erfolgt vom Grundsatz nach den gleichen Kriterien bzgl. der 
Angemessenheit der Kosten wie im Standard des sozialen Wohnungsbaus, 
wobei die anerkennungsfähigen Kosten vom gewählten Standard abhängen 
und dadurch bei einer aufwendigeren Bauweise höher sein können als in der 
Standardförderung. Spezielle Zusatzdarlehen gibt es nicht. Im Zusammenhang 
mit der Beantragung der Förderdarlehen muss das Konzept mit eingereicht 
werden. Die Vermietung dieser Wohnungen darf dann nur an die Zielgruppen 
erfolgen.
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Kommunaldarlehen
In Abhängigkeit von den Darlehen der sozialen Wohnraumförderung kann eine 
Kommune ein zinsgünstiges Kommunaldarlehen für die Finanzierung von 
mietpreisgebundenem Wohnraum gewähren.

9. Projektförderung

➢ Stiftung Mitarbeit (www.mitarbeit.de)
Projektförderung, aktuell z. B. Werkstatt Vielfalt (Förderung der Kommunikation 
zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen)

➢ Aktion Mensch (Förderung von freien gemeinnützigen Organisationen, 
die Menschen mit Behinderung, Menschen in besonderen sozialen 
Schwierigkeiten und Kinder und Jugendliche bis 27 Jahre unterstützen)

(a) Projektförderung für die Verbesserung der Lebensbedingung von Menschen 
mit Behinderung oder Menschen in besonderen Lebensumständen
Das Förderspektrum umfasst 4 Bereiche. In einem Bereich werden Projekte zur 
Inklusion bzw. Integration, Gestaltung sozialer Nahräume, Förderung von 
sozialem Engagement u.ä. (siehe Anlage 3)

(b) Förderspektrum 'Arbeit'
Befristete Förderung (36 bzw. 60 Monate) für Personalkosten, Honorare und 
Sachkosten für vier Bereiche (Integrationsunternehmen, Zuverdienstbetriebe, 
Dienste zur betrieblichen Inklusion, Projekte im Bereich Arbeit für Menschen mit 
Behinderung)

➢ Eingliederungshilfen/Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (LTA)
'Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben' umfassen Maßnahmen der 
beruflichen Rehabilitation, Maßnahmen für den Erhalt eines Arbeitsplatzes sowie 
Vorbereitungs, - Bildungs- und Ausbildungsmaßnahmen. Die Leistungen 
werden von verschiedenen Trägern übernommen, meistens von der Agentur für 
Arbeit, vom Rentenversicherungsträger oder der Berufsgenossenschaft.
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10. Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

Ausgehend von den Grundannahmen aus dem städtebaulichen Konzept wurden 
Gesamtkosten von 6,75 Mio für insgesamt 2.500 qm Wohn-/Nutzfläche und 32 
Einheiten angesetzt. Die Nutzung verteilt sich auf die Bereiche Gewerbe, 
Eigentumswohnungen, geförderte Mietwohnungsbau und frei finanzierter 
Mietwohnungsbau. Zuschüsse wurden zunächst nicht berücksichtigt.

Die Kosten sind auf der Grundlage einer ersten Kostenschätzung des Büros 
Gebr. Schmidt freischaffende Architekten GmbH ermittelt worden.

Die Kosten des Grundstücks wurden unterschiedlich hoch auf auf die einzelnen 
Projektbereiche verteilt, die Eigentumswohnungen tragen mit 360 Euro/qm 
Wohnfläche den höchsten Anteil, die geförderten Sozialwohnungen mit 200 
Euro/qm Wohnfläche den niedrigsten Anteil (siehe Anlage 5.1).

Für die Eigentumswohnungen ergeben sich marktgängige Gesamtkosten pro qm 
von durchschnittlich 2.820 Euro/qm. Die Lage der Eigentumswohnungen im 
Projekt wird im Zuge der weiteren Projektentwicklung definiert, dabei kann dem 
höheren Grundstückskostenanteil z.B. durch eine Verortung im Staffelgeschoss 
Rechnung getragen werden. Die Finanzierung der Eigentumswohnungen kann 
genauso aufgebaut werden wie die Finanzierung der frei finanzierten 
Mietwohnungen.

Die frei finanzierten Wohnungen sind mit einem Mietzins pro qm von 8,50 Euro 
netto kalt gerechnet worden, hinzu kommen für die Mietpartei die 
umlagefähigen Betriebskosten von rd. 2 Euro bis 2,10 Euro pro qm und Monat. 
Bruttomieten in dieser Höhe sind marktgängig. Der frei finanzierte 
Mietwohnungsbau erzielt eine Rendite von rd. 3% (Nettokaltmieten abzgl. 
Verwaltung und Rücklagen im Verhältnis zur Gesamtinvestition). Die 
Finanzierung und die Wirtschaftlichkeit sind in den Anlagen 5.2 und 5.3 
dargestellt.

Im geförderten Mietwohnungsbau mit dem Bewilligungsmietniveau von 5,65 
Euro netto kalt pro qm trägt sich die Vermietung über den cash flow bei einem 
Eigenkapitaleinsatz von 15% der Gesamtkosten. Zusätzlich den Kosten für 
Herstellung der Wohnungen wurden die Kosten für die Ausstattung der 
Wohnungen mit Küchen und die Zwischenfinanzierung berücksichtigt. Die 
Finanzierung und die Wirtschaftlichkeit sind in den Anlagen 5.4 und 5.5 
dargestellt.

Die Finanzierung der gewerblichen Flächen ist nicht explizit berechnet worden, 
sie ist bezüglich der Einwerbung von Zuschüssen abhängig von dem 
Nutzungskonzept. Ergänzend oder alternativ wird an dieser Stelle 
vorgeschlagen, eine Vermietungsgesellschaft (z.B. eine GbR) zu begründen, die 
die Flächen finanziert und abvermietet.
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11. Umsetzung und Handlungsempfehlung

1. Grundstückssicherung
Es muss sichergestellt sein, dass der Grundstückseigentümer das Grundstück 
für die Entwicklung der inklusiven Wohnanlage zur Verfügung stellt und nicht 
parallel andere Verkaufsabsichten verfolgt. Für die Entwicklung des 
hochbaulichen Konzepts und den Aufbau einer Gruppe, die das Projekt trägt, 
werden 8 bis 12 Monate angesetzt. Für diesen Zeitraum sollte eine 
Anhandgabevereinbarung mit dem dem Eigentümer geschlossen werden, in 
dieser Vereinbarung können bereits Aspekte des nach Auslaufen der 
Anhandgabe anstehenden Grundstückkaufvertrages eingearbeitet werden. Ein 
letter of intent ist nicht ausreichend verbindlich. Der Grundstückseigentümer 
kann bei entsprechendem Interesse an der Teilhabe an der Umsetzung des 
Projekts auch Mitglied der Planungsgemeinschaft werden (siehe unten Punkt 4).

2. Bewerbung des Grundstücks
Auf der Grundlage des abgestimmten Konzepts wird das Grundstück über 
Presse, Internetplattformen, Veranstaltungen für Privatpersonen (Selbstnutzer 
potentielle Vermieter) beworben.

3. Ansprache von weiteren gemeinnützigen Trägern
Es werden zusätzlich gezielt gemeinnützige Träger und Vereine, im Schwerpunkt 
wahrscheinlich für die Schaffung von Mietwohnraum, angesprochen. Die 
Ansprache von Interessengruppen z.B. für Menschen mit Parkinson oder MS ist 
sinnvoll. Dabei kann es auch um Eigentumswohnungen gehen. Der Vorsitzende 
der örtlichen Parkinson-Gruppe hat z. B. Interesse geäußert, die Projektidee in 
verschiedenen Ortsgruppen zu platzieren.

4. Begründung einer Planungsgemeinschaft in der Rechtsform der Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts
Die Erstinteressenten schließen sich in einer GbR zusammen, die 
Aufgabenstellungen dieser GbR sind im Schwerpunkt die Entwicklung des 
hochbaulichen Konzepts (Beauftragung von dafür notwendigen Fachplanern), 
die Herstellung des Plan- und des Baurechtes, die Festlegung auf die 
abschließende Rechtsform und die Sicherstellung einer Belegungsquote, die den 
Grundstückskauf und die Baudurchführung sicherstellt. Für die Durchführung 
dieser Aufgaben beschließt die GbR die Zahlung von ersten Teilbeträgen der 
späteren Gesamtkosten. Die Zahlungen werden auf die zu zahlenden 
Gesamtkosten angerechnet. Ein Mustervertrag ist als Anlage 8 beigefügt. 
Mietparteien, die sich einbringen möchten, werden in den Prozess eingebunden.

5. Begründung der Baugemeinschaft in der Rechtsform der Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts
Die Planungsgemeinschaft gibt sich nach dem Abarbeiten der o.g. Ziele einen 
neuen Gesellschaftszweck, nämlich die verbindliche Umsetzung des 
Bauvorhabens inklusive Schlussabrechnung und Verteilung aller im Bauprozess 
entstandenen Kosten. 
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6. Grundstücksankauf
Im Kontext des Grundstücksankauf wird die im Vorfeld in der Gruppe 
entwickelte Teilungsvereinbarung mit Gemeinschaftsordnung beurkundet. Damit 
entsteht bereits die Wohnungseigentümergemeinschaft, die aber in der 
Bauphase nicht aktiv ist.

7. Umsetzung des Bauvorhabens
Das Bauvorhaben wird von der Baugemeinschaft umgesetzt. Der Übergang in 
die WEG und die Wohnphase wird vorbereitet. Dabei ist darauf zu achten, dass 
die organisatorischen Grundlagen für das nachbarschaftliche und 
gemeinschaftliche Miteinander gelegt werden (z. B. 
Arbeitsgruppen/Vereinsbegründung/'Terminkalender' für gemeinschaftliche 
Aktivitäten, …). Die Hausverwaltung muss organisiert und beauftragt werden.
Nach der Schlussabrechnung löst sich die Baugemeinschaft auf.

8. Wohnphase
Es folgt die Wohnphase. In der Wohnphase entscheidet die 
Wohnungseigentümergemeinschaft über die wirtschaftlichen Belange der 
Anlage. Zusätzlich zu der einmal im Jahr tagenden Versammlung aller 
Eigentümer muss es eine Struktur für den Alltag und die gemeinsamen 
Aktivitäten geben.

12. Zusammenfassung und Ausblick

Die in dieser Machbarkeitsstudie zusammengetragenen Überlegungen und 
Rechercheergebnisse bieten die Grundlage für den Einstieg in die konkrete 
Entwicklung und Realisierung der inklusiven Wohnanlage Gorch-Fock-Straße. 
Die in der Wirtschaftlichkeitsberechnung angenommene Verteilung der qm 
Wohn-/Nutzfläche auf Gewerbe/Wohnen im Eigentum/Wohnen zur Miete 
wurden mit dem Eigentümer, den beteiligten Akteuren, der Investitionsbank 
Schleswig-Holstein und der Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen e.V. 
rückgekoppelt und sind auf positive Resonanz gestoßen. 
Die Entwicklung und Realisierung von gemeinschaftlichen Wohnformen mit 
einer Größenordnung von 20 bis 40 Einheiten ist in Schleswig-Holstein bereits 
an vielen unterschiedlichen Standorten begleitet durch unterschiedliche 
Fachplaner und Berater gelungen. Eine Zusammenstellung des Sachstands aus 
dem Jahr 2012 zeigt die bereits vor vier Jahren bestehende Vielfalt der 
Projektlandschaft (vgl. Arge Mitteilungsblatt 246 Heft 3/2012 
'Genossenschaftliche und gemeinschaftliche Wohnprojekte in Schleswig-
Holstein). 

Die hier beschriebene Entwicklung einer inklusive Wohnanlage in der avisierten 
Größe, Zusammensetzung und Ausgestaltung führt zu qualitativ hochwertigem 
Wohnraum in einem nachhaltig attraktiven Wohnumfeld.
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Verzeichnis der Anlagen

Anlage 1 Lageplan

Anlage 2.1/2.2 Auszug aus FiRL soz. WRF 
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Anlage 5.1

Gorch-Fock-Straße
 Gewerbe ETW Gefördert Vermietung

im Juni 2016 pro qm Gesamt

Flächen: 2.500 300 300 1.200 700 

Einheiten: 32 3 3 20 9 

100 Grundstück (inkl. Kaufnebenkosten) 240 600.000 75.000 108.000 240.000 175.000 

(Gewerbe = 250 / ETW = 360 Euro / gefördert = 200 Euro / Vermietung = 250 Euro)

200 Herrichten und Erschließen  20 50.000 6.000 8.000 24.000 14.000 

300 Bauwerke 1.500 3.750.000 450.000 450.000 1.800.000 1.050.000 

400 Technische Anlagen (inkl. Aufzüge) 400 1.000.000 120.000 120.000 480.000 280.000 

500 Außenanlagen  100 250.000 30.000 30.000 120.000 70.000 

 

600 Gemeinschaftsraum  0 0 0 0 0 0 

700 Baunebenkosten (Projektentwicklung / Baubetreuung) 120 300.000 36.000 36.000 144.000 84.000 

 

700 Baunebenkosten (Architekten / Ingenieure / ...) 320 800.000 96.000 96.000 384.000 224.000 

 

Gesamtkosten 2.700 6.750.000 813.000 848.000 3.192.000 1.897.000 

Gesamtkosten pro qm 2.710 2.827 2.660 2.710 

Stellplätze Carport (pro Stück 10 T€) oder offen (5 T€) 40.000 30.000 70.000 90.000 



Anlage 5.2

700 qm frei finanzierter Mietwohnungsbau im Juli 2016
 

Frei finanzierter Mietwohnungsbau 700 m² 1.897.000

Finanzierungsplan: Betrag Zins Tilgung Gesamt/anno per Monat

1. Eigenkapital 550.000  

2. Tilgungszuschuss KfW 5% 50.000     

3. KfW-Darlehen (Effizienzhaus 55) 950.000 0,75% 3,09% 36.480,00 3.040,00

4. Förderdarlehen Investitions-Bank 0 0,50% 1,50% 0,00 0,00

5. Hausbank-Darlehen (10 Jahre fest) 0 2,00% 2,00% 0,00 0,00

6. Hausbank-Darlehen (15 Jahre fest) 347.000 2,25% 2,00% 14.747,50 1.228,96

Gesamt 1.897.000 51.228 4.268,96

 

zzgl. Instandhaltung / Verwaltung / Rücklage (1,50 Euro per m²) 1.050,00

 

Belastung 5.318,96

Durchschnittliche Miete pro qm: 8,50 Euro, kalt 5.950,00

zzgl. Stellplatz-Mieteinnahmen (10 Plätze á 20 Euro) 200,00

abzgl. Ausfallwagnis (2 %) 123,00

 

708,04Überdeckung / Unterdeckung per Monat



Anlage 5.3

Wirtschaftlichkeitsberechnung für 700 qm frei finanzierten

Mietwohnungsbau im Juli 2016

Erlöse Jahr

Mieteinnahmen, kalt 71.400

Stellplätze 2.400

Erlöse, gesamt 73.800

Kosten

Zinsen 14.933

Abschreibung (2 %) 34.440

Instandhaltung / Verwaltung (1,00 Euro / qm) 8.400

Kosten, gesamt 57.773

Gewinn / Verlust 16.028

zzgl. AfA 34.440

abzgl. Rücklage 4.200

abzgl. Mietausfallwagnis (2 %) 1.476

abzgl. Tilgung 36.295

Monat

cash-flow 8.497 708,04

Erläuterungen

2. Abschreibung auf rd. 1,9 Mio Euro abzgl. Grundstückskosten



Anlage 5.4

20 Wohnungen im sozialen Mietwohnungsbau (Neubau) im Juli 2016
 

1.200 m² mit Gesamtkosten (inkl. Küchen + Finanzierungsnebenkosten): 3.292.000 1.200,00

Finanzierungsplan: Betrag Zins Tilgung Gesamt/anno per Monat

1. Eigenkapital 493.800  

2. Tilgungszuschuss KfW 0     

3. KfW-Darlehen (Effizienzhaus 55) 0 0,75% 3,09% 0,00 0,00

4. Förderdarlehen Investitions-Bank (85 %) 2.798.200 0,50% 1,50% 55.964,00 4.663,67

5. Hausbank-Darlehen (10 Jahre fest) 0 2,00% 2,00% 0,00 0,00

6. Hausbank-Darlehen (15 Jahre fest) 0 2,50% 2,00% 0,00 0,00

Gesamt 3.292.000 55.964 4.663,67

 

zzgl. Instandhaltung / Verwaltung / Rücklage (1,50 Euro per m²) 1.800,00

 

Belastung 6.463,67

Durchschnittliche Miete pro qm: 5,65 Euro, kalt 6.780,00

zzgl. Stellplatz-Mieteinnahmen (0 Plätze á 25 Euro) 0,00

abzgl. Ausfallwagnis (2 %) 135,60

  

180,73Überdeckung / Unterdeckung per Monat



Anlage 5.5

Wirtschaftlichkeitsberechnung für 20 Sozial-Wohnungen

Erlöse im Juli 2016 Jahr

Mieteinnahmen, kalt 81.360

Stellplätze 0

Erlöse, gesamt 81.360

Kosten

Zinsen 13.991

Abschreibung (2 %) 59.040

Instandhaltung / Verwaltung (1,00 Euro / qm) 14.400

Kosten, gesamt 87.431

Gewinn / Verlust -6.071

zzgl. AfA 59.040

abzgl. Instandhaltungsrücklage (0,50 Euro / qm) 7.200

abzgl. Mietausfallwagnis (2 %) 1.627

abzgl. Tilgung 41.973

Monat

cash-flow 2.169 180,73

Erläuterungen

2. Abschreibung auf rd. 3,3 Mio. Euro abzgl. Grundstückskosten



Anlage 6

Gesellschaftsvertrag der Planungsgemeinschaft

... GbR

Die heute diesen Vertrag unterzeichnenden Personen schließen sich hiermit zu einer Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts unter der Bezeichnung „Planungsgemeinschaft ... GbR“ zusam-
men, um auf der Grundlage des folgenden Gesellschaftsvertrags ein gemeinschaftliches 
Bauvorhaben (Wohnprojekt) in ...  auf dem Grundstück ... (im folgenden ‚Grundstück‘ ge-
nannt) vorzubereiten.

Die Gesellschaft hat Ihren Sitz in ... .

1. Planungsgrundsätze

Die Planungsgemeinschaft bereitet das Bauvorhaben auf dem vorgenannten Grundstück vor 
und strebt dabei folgende Ziele an:

• Realisierung des Bauvorhabens als sozial-ökologisches, inklusives, nachbarschaftsorien-
tiertes Wohnprojekt 

• barrierearme, kinder- und seniorenfreundliche Bauausführung

• ökologische Bauweise 

• modernes Energiekonzept

• Gemeinschaftseinrichtungen

2. Arbeitsauftrag der Planungsgemeinschaft

a) Die Planungsgemeinschaft hat insbesondere folgende Aufgaben:

• Verhandlungen mit dem Grundstückseigentümer über den Kaufvertrag / Erbbaurechts-
vertrag für das Grundstück

• Klärung der planungs- und baurechtlichen Rahmenbedingungen, Herstellung des Bau-
rechtes

• Planung von _____ Mehrfamilienhäusern mit … Geschossen und Staffelgeschoss für ca. 
… Wohneinheiten

• Erschließungsplanung, Grundstücksgestaltung

• Entwicklung eines Energiekonzeptes

• Festlegung des allgemeinen Baustandards

• Erstellung einer Bau- und Gesamtkostenberechnung

• Verbindliche Vergabe von Wohnflächen an einzelne Gesellschafter

• Gewinnung weiterer Gesellschafter / Bauparteien für die noch nicht belegten Flächen

b) Die Gesellschaft kann durch Gesellschafterbeschluss Dritte mit der Erledigung der o. g. 
Aufgaben beauftragen (Planer, Projektentwickler etc.).

c) Die Vergabe der Wohnungen erfolgt nach der Reihenfolge des Eintritts in die Planungsge-
meinschaft, wobei die Gründungsmitglieder sich bei der Gründung auf die Vergabe ihrer / 
der ersten Wohnungen einigen. 

d) Jeder Gesellschafter hat die Ziele der Planungsgemeinschaft durch aktive Mitarbeit zu för-
dern. 
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3. Beiträge

Die Gesellschafter verpflichten sich, die Kosten der Planungsphase für das o. a. Grundstück 
nach folgender Maßgabe zu tragen:

a) Bei Gründung der Gesellschaft oder bei einem späteren Eintritt ist auf jeden Gesell-
schaftsanteil ein nicht rückzahlbares Eintrittsgeld von ... Euro zu leisten. Der Beitritt wird 
erst mit Zahlungseingang des Eintrittsgeldes wirksam. 

b) Die Gesellschafter haben in der Planungsphase je Geschäftsanteil eine Planungskosten-
einlage von 100 Euro pro qm gewünschter Wohnfläche (nach Wohnflächenverordnung) zu 
leisten, die zur Begleichung der Marketing-, Entwicklungs- und Planungskosten vorgesehen 
ist. Die Gesellschafterversammlung beschließt, in welchen Teilbeträgen und zu welchen 
Zeitpunkten die Planungseinlage zu zahlen ist. Sollten weitere Einlagen erforderlich werden, 
kann die Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit von ¾ der Stimmen eine Erhöhung 
der Beiträge je Gesellschaftsanteil beschließen. 

c) Die Gesellschafter zahlen sämtliche Beiträge auf ein noch zu eröffnendes Konto der GbR 
ein. Das Eintrittsgeld ist innerhalb von 10 Tagen nach Vertragsunterzeichnung fällig, die Pla-
nungseinlage bzw. ihre Teilbeträge innerhalb von 14 Tagen nach Anforderung.

d) Später eintretende Gesellschafter haben das Eintrittsgeld sowie die bereits angeforderten 
Teilbeträge der Planungseinlage spätestens 14 Tage nach Fassung des Aufnahmebeschlus-
ses zu erbringen.

e) Die Gesellschaft darf entgeltliche Aufträge nur erteilen, wenn deren Bezahlung durch ein 
Guthaben auf einem Bankkonto der Gesellschaft oder durch beschlossene ausstehende Bei-
träge gedeckt ist

f) Beim Übergang in die Bauphase fließen die Kosten der Planungsphase in die Gesamtkos-
ten und die Gesamtfinanzierung ein, so dass eine Verrechnung der bisherigen Einlagen mit 
dem jeweils insgesamt zu zahlenden Kostenanteil erfolgt.

4. Weitere Gesellschafter, mehrere Inhaber eines Geschäftsanteils

a) Die Gesellschafterversammlung kann mit ¾ der Stimmen die Aufnahme weiterer Gesell-
schafter beschließen.

b) Mehrere Gesellschafter (z.B. Ehepaare) halten als Gesamtschuldner einen Gesellschafts-
anteil, wenn ihr Interesse auf eine gemeinsame Wohneinheit gerichtet ist (Baupartei).

c) Jede Wohn- bzw. Gewerbeeinheit bedeutet einen Gesellschaftsanteil, wobei für Eigentü-
mer mehrerer Wohnungen bzgl. des Stimmrechts folgendes gelten soll:

5. Gesellschafterversammlung

a) Die Termine für die Gesellschafterversammlungen werden auf einer vorausgegangenen 
Versammlung oder von den Bevollmächtigten nach Bedarf festgelegt. Sie sind ferner einzu-
berufen, wenn mindestens zwei Gesellschafter dieses verlangen. Die Einladung kann schrift-
lich oder elektronisch (per email) mit einer Frist von 7 Tagen erfolgen. 

b) Die Gesellschafterversammlungen finden in ... statt, wenn die Gesellschafterversamm-
lung nichts anderes beschließt.

c) Jeder Gesellschaftsanteil gewährt eine Stimme. Das Stimmrecht einer Baupartei kann von 
jeder volljährigen Person der Baupartei wahrgenommen werden. Das Stimmrecht kann auch 
schriftlich und elektronisch ausgeübt werden. Die Stimmrechtsübertragung ist nur an Mitge-
sellschafter möglich; über Ausnahmen entscheidet die Gesellschafterversammlung.

d) Beschlüsse werden mit einer ¾-Mehrheit der Stimmen gefasst; dieses gilt auch für Ände-
rungen des Gesellschaftsvertrages. Sind von einer Entscheidung einzelne oder mehrere Per-
sonen oder Wohn-Einheiten direkt betroffen, müssen diese vorher gehört werden.
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e) Eine Gesellschafterversammlung ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der 
Gesellschaftsanteile anwesend oder vertreten ist. Ist eine Gesellschafterversammlung da-
nach nicht beschlussfähig, so ist innerhalb von 14 Tagen eine neue Gesellschafterversamm-
lung einzuberufen, die unabhängig von der Anzahl der erschienenen Gesellschafter be-
schlussfähig ist.

f) Beschlüsse sind in einem Protokoll niederzulegen, das jeweils in einer der nächsten Ge-
sellschafterversammlungen durch Gesellschaftsbeschluss zu genehmigen ist.

6. Bevollmächtigte

a) Die Gesellschaft wird durch mindestens zwei Bevollmächtigte gemeinsam vertreten, wel-
che durch die Gesellschafterversammlung bestimmt werden.

b) Die Bevollmächtigten sind jeweils zu zweit zeichnungsberechtigt. Sie sind ausdrücklich 
auch dazu bevollmächtigt, für die Gesellschaft ein Gemeinschaftskonto zu eröffnen und zu 
führen, und die ggf. zur Durchführung des Projektes erforderlichen Kontovollmachten an 
Dritte zu erteilen, sofern diese durch gesonderten Vertrag Auftragnehmer der Planungsge-
meinschaft sind.

c) Die Haftung der Bevollmächtigten gegenüber der Gesellschaft ist auf Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit beschränkt. Von den Beschränkungen des § 181 BGB sind sie befreit. 

d) Ein Bevollmächtigter ist mit ¾ der Stimmen jederzeit abwählbar. Jeder Bevollmächtigte 
kann sein Amt jederzeit, aber nicht zur Unzeit durch schriftliche Erklärung gegenüber allen 
Gesellschaftern niederlegen.

e) Die Bevollmächtigten und Dritte haben bzgl. der Geschäftsführungs- und Vertretungsbe-
fugnis folgendes zu beachten:

• Beim Abschluss von Rechtsgeschäften, die eine Verpflichtung von mehr als 5.000 Euro 
im Einzelfall begründen, ist eine gesamtschuldnerische Haftung der Gesellschafter durch 
Vereinbarung teilschuldnerischer Haftungen (nach Gesellschaftsanteilen) zu vermeiden. 

• Ab einer Verpflichtung der Gesellschaft von mehr als 10.000 Euro ist die Vereinbarung 
teilschuldnerischer Haftungen zwingend, es sei denn, die Gesellschafterversammlung 
beschließt auf Antrag eine Ausnahme.

• Für die unbeschränkbare Haftung haften im Innenverhältnis die Gesellschafter nach ih-
ren Gesellschaftsanteilen, die sich aus dem Verhältnis der gewünschten Flächen und der 
diesbezüglichen Einlagen ergeben.

f) Von der Gesellschafterversamlung am .................. wurden ........................................ 

und ........................................ als Bevollmächtigte gewählt.

7. Arbeitsgruppen

a) Die Gesellschaft kann intern Einzelpersonen oder Arbeitsgruppen mit der Bearbeitung von 
Einzelthemen beauftragen. Den mit der Bearbeitung  von Einzelthemen betrauten Personen 
erwächst durch diese Beauftragung keine Geschäftsführungsbefugnis. Die Gesellschaft kann 
durch die Tätigkeit der jeweils Beauftragten nicht rechtlich verpflichtet werden. Arbeitser-
gebnisse von Einzelpersonen und Arbeitsgruppen werden erst durch Gesellschafterbeschluss 
verbindlich.   

8. Dauer der Gesellschaft

a) Die Gesellschaft beginnt mit Unterzeichnung dieses Vertrages. 

b) Die Gesellschafter sind gehalten, der Gesellschaft unverzüglich Mitteilung zu machen, 
wenn sie die Bauabsicht aufgeben. Des Weiteren haben die Gesellschafter an der Beschluss-
fassung zur Änderung des Gesellschaftsvertrages zur Umwandlung in eine Baugemeinschaft 
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mitzuwirken, die vor Abschluss des Grundstückskaufvertrages zu erfolgen hat.

c) Bis zum Ankauf bzw. Abschluss des Erbbaurechtsvertrages ist für das Grundstück eine 
Anhandgabe mit dem Grundstückseigentümer vereinbart worden. Es ist geplant, den Grund-
stücksankauf vorzunehmen, bzw. den Erbbaurechtsvertrag abzuschließen, sobald Baupartei-
en in ausreichender Anzahl beigetreten sind. Über den genauen Zeitpunkt beschließt die Ge-
sellschafterversammlung.

d) Die Gesellschaft erlischt bei Nicht-Realisierung des Projektes nach Begleichung aller Kos-
ten. Dazu bedarf es keines gesonderten Beschlusses. Zum Zeitpunkt der Auflösung evtl. 
noch vorhandenes Gesellschaftskapital wird an die Gesellschafter im Verhältnis ihrer Einla-
gen ausgezahlt.

9. Ausscheiden aus der Gesellschaft

a) Bei Kündigung, Tod oder Ausschluss eines Gesellschafters wird die Gesellschaft nicht auf-
gelöst, sondern von den verbliebenen Gesellschaftern fortgesetzt. 

b) Der Austritt ist durch schriftliche Erklärung der Kündigung mit einer Frist von 2 Wochen 
zum Monatsende möglich.

c) Ein Gesellschafter kann ausgeschlossen werden, wenn er die Gesellschafterpflichten gröb-
lich verletzt und dadurch die Erreichung des gemeinsamen Zweckes erschwert oder gefähr-
det. Der Ausschluss wird mit ¾ der Stimmen beschlossen. Dem Auszuschließenden ist vor 
der Abstimmung die Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben. Der Ausschluss ist schriftlich 
mitzuteilen.

d) Wird ein Gesellschaftsanteil von mehreren Gesellschaftern gehalten und scheidet ein Ge-
sellschafter infolge Tod oder Ausschluss aus der Gesellschaft aus, so bleiben die anderen 
Gesellschafter, wenn sie innerhalb von 14 Tagen erklären, dass sie den Anteil allein halten 
wollen.

e) Eine Rückzahlung von Beiträgen an den ausgeschiedenen Gesellschafter oder ein Erlass 
von beschlossenen, aber noch nicht bezahlten Beiträgen erfolgt nur, wenn und soweit die 
Gesellschaft diese Beiträge von einem anderen/neu eingetretenen Gesellschafter erlangt 
hat. Davon abzuziehen sind das Eintrittsgeld sowie evtl. entstandene Kosten für die Einwer-
bung des neuen Gesellschafters und individuell verursachte Planungskosten, die durch den 
Austritt / Gesellschafterwechsel veranlasst sind.

10. Schlussbestimmungen

a) Soweit dieser Vertrag keine abweichenden Regelungen enthält, gelten die Bestimmungen 
der §§ 705 ff BGB.

b) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein, so be-
rührt dies die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht. Die unwirksame  oder undurch-
führbare Bestimmung ist durch eine solche Regelung zu ersetzten, die den Zweck der un-
wirksamen oder undurchführbaren Bestimmung soweit wie möglich erreicht.

c) Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages sind nur wirksam, wenn sie schriftlich er-
folgen. Auch ein Verzicht auf die Schriftform bedarf wiederum der Schriftform. Mündliche 
Vereinbarungen sind nichtig.

d) Alle Streitigkeiten aus diesem Vertrage oder über seine Gültigkeit, die zwischen den Ge-
sellschafter entstehen, werden unter Ausschluss des ordentlichen Rechtsweges von einem 
Schiedsgericht endgültig entschieden. Die Schiedsvereinbarung ist in einer gesonderten Ur-
kunde als Anlage zu diesem Vertrag niedergelegt.

Ort, Datum ______________________________________
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Gesellschafter

Lfd 
Nr.

Name(n) Gewünschte 
Fläche/m² 

Unterschrift(en)

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

16

17

18

19

20
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Schiedsvertrag zum Gesellschaftsvertrag 

der Planungsgemeinschaft ... GbR

Im Gesellschaftsvertrag vom .................. haben die Gesellschafter vorgesehen, dass Strei-
tigkeiten aus dem Gesellschaftsvertrag unter Ausschluss des Rechtsweges durch ein 
Schiedsgericht zwischen ihnen entschieden werden sollen. Aus diesem Grunde wird Folgen-
des vereinbart:

1) Das Schiedsgericht besteht aus zwei von den streitenden Parteien zu ernennenden 
SchiedsrichterInnen und einer/m Obfrau/mann. Jede Partei ernennt eine/n SchiedsrichterIn. 
Die / der Obfrau / mann wird vom Direktor des zuständigen Amtsgerichtes bestimmt.

2) Die betreibende Partei hat der Gegenpartei - unter Benennung der/s eigenen Schiedsrich-
terIn/s - den Streitgegenstand schriftlich darzulegen und sie schriftlich aufzufordern, binnen 
zwei Wochen seit Zugang der Aufforderung ihrerseits eine/n SchiedsrichterIn zu ernennen. 
Benennt die Gegenpartei binnen dieser Frist keine/n SchiedsrichterIn, so wird auch diese/r 
vom Direktor des zuständigen Amtsgerichtes bestimmt.

3) Das Schiedsgericht entscheidet mit einfacher Mehrheit. Das Schiedsgericht wird von der / 
dem Obfrau/mann einberufen und tagt am Ort des Sitzes der Gesellschaft.

4) Wird der Schiedsspruch aufgehoben, so bleibt das Schiedsgericht zuständig, es ist also 
erneut im Schiedsverfahren zu verhandeln.

5) Für die Hinterlegung des Schiedsspruches und des sonstigen Verfahrens ist das Amts-Ge-
richt … zuständig.

6) Im Übrigen gelten für das Verfahren die Paragraphen 1025 ff. ZPO.

Ort, Datum ______________________________________

Gesellschafter

Lfd 
Nr.

Name Unterschrift Lfd 
Nr.

Name Unterschrift

1 11

2 12

3 13

4 14

5 15

6 16

7 17

8 18

9 19

10 20
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